
Suchergebnisse: Bayerische Staatsregierung

1831 – Die Eingemeindung der Au wird von der Staatsregierung abgelehnt

München - Vorstadt Au * Die bayerische Staatsregierung entscheidet abschlägig über die

Eingemeindung der Au. Es soll alles unverändert bleiben.

20. Juli 1855 – Regierung erlaubt einer privaten Bahngesellschaft den Streckenausbau

München * Die jahrelang hohen Belastungen des Staatshaushaltes durch die Bayerische

Staatsbahn führen zu einer ständig wachsenden kritischen Stimmung. Deshalb legt der

Bayerische Staat nur noch den Gesetzesentwurf zum Bau und Betrieb der Bahnstrecke

Lichtenfels - Coburg vor und betrachtet im Anschluss daran seine aktive Beteiligung am

Eisenbahnwesen als abgeschlossen. Allerdings verbindet das Staatsbahnnetz zu diesem

Zeitpunkt lediglich Oberbayern mit Schwaben sowie Franken und schließt damit die

altbaierischen Gebiete Oberpfalz und Niederbayern vollkommen aus.    Die Königliche

Eisenbahn-Commission hat aber für die vier wichtigsten Strecken nach Ostbayern bereits

Vorbereitungen getroffen, weshalb die Bayerische Staatsregierung den Bau und den Betrieb der

Eisenbahnstrecken nach Ostbayern einer privaten Bahngesellschaft erlauben will. Die

notwendigen Voraussetzungen werden an diesem Tag mit Allerhöchster Verordnung geschaffen. 

1894 – Die bayerische Staatsregierung lehnt die Leichenverbrennung ab

München * Die bayerische Staatsregierung lehnt die Einführung der Leichenverbrennung in

München ab. Noch immer müssen Münchner, die eine Feuerbestattung vorziehen, die hohen

Kosten für den Sargtransport zu einem auswärtigen Krematorium akzeptieren. In Frage kommen

dafür Gotha, später Heidelberg und Jena. 

31. Dezember 1912 – Ludwig Thomas Bildergeschichte „Ein Münchner im Himmel“

München * Im Heft 54 des Simplicissimus erscheint die Bildergeschichte „Ein Münchner im

Himmel“. Der Text stammt von Ludwig Thoma, die Zeichnungen liefert Olaf Gulbransson. Es geht

darin um den vom Schlag getroffenen Dienstmann Alois Hingerl, der als Engel den Auftrag erhält,

die göttlichen Eingebungen der bayerischen Staatsregierung zu überbringen.    Der „Engel
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Aloisius“ wird allerdings beim Anblick des Münchner Hofbräuhauses seinen Auftrag vergessen

und sich eine Mass nach der anderen schmecken lassen. „Und so wartet die bayerische

Staatsregierung noch heute auf die göttlichen Eingebungen!“ 

8. September 1914 – Die bayerische Staatsregierung verlässt ihren Sparkurs

München * Auf Druck der betroffenen Wirtschaftskreise, insbesondere des Baugewerbes, verlässt

die bayerische Staatsregierung ihren Sparkurs und ordnet eine Fortführung der

Staatsbaumaßnahmen an. Mit Kriegsbeginn hatte der Staat - zur Schonung des von

kriegsbedingten Einnahmeausfällen Betroffenen Haushalts - seine Aufträge weitestgehend

storniert. 

19. April 1919 – Aufstellung von weiteren Freiwilligenverbänden genehmigt

Bamberg * Die nach Bamberg geflohene bayerische Staatsregierung genehmigt die Aufstellung

von weiteren Freiwilligenverbänden.&nbsp;

9. Mai 1919 – Dankschreiben des Ministerpräsidenten an die Weißen Truppen

München * Im Regierungsorgan Freistaat wird ein Dankschreiben des Ministerpräsidenten

Johannes Hoffmann [SPD] an Generalleutnant Ernst Friedrich Otto von Oven veröffentlicht. Dem

militärisch Verantwortlichen für den hundertfachen Mord und Oberbefehlshaber der Weißen

Truppen spricht die bayerische Staatsregierung den „herzlichen Dank“ aus.    Wörtlich heißt es:

„Für die umsichtige Leitung und Durchführung der zur Befreiung Münchens aus der Hand der

Bolschewisten notwendigen militärischen Operationen spreche ich zugleich im Namen des

Gesamtministeriums den herzlichen Dank aus.     Größte Anerkennung gebührt den aus allen

Gauen Deutschlands herbeigeeilten Truppen, die in selbstloser Opferbereitschaft unserm

bedrängten Bayernland und dem ganzen Reich den größten Dienst erwiesen.“

18. Oktober 1921 – Ex-König Ludwig III. stirbt in seinem ungarischen Exil Sárvár

Sárvár * Der abgesetzte König Ludwig III. stirbt in seinem ungarischen Exil Sárvár an den Folgen

einer Lungenentzündung. Der Tod und die Rückkehr der sterblichen Hülle des alten Königs wird

von ultrakonservativen Kreisen zur politischen Demonstration hochstilisiert. Da für die Bayerische
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Staatsregierung ein Staatsbegräbnis nicht in Frage kommt, stellt sich Gustav von Kahr als

Privatperson für die Organisation der Feierlichkeiten zur Verfügung.   Kahr verfolgt zielgerichtet

sein Anliegen, bei den Trauerzeremonien die „Kraft des monarchischen Gedankens“

herauszustellen. Die geplanten Beisetzungsfeierlichkeiten für den abgesetzten König sollen eine

Antwort auf den Trauerzug für den Revolutionär Kurt Eisner werden, der sich am 26. Februar

1919 mit nahezu 100.000 Menschen durch die Straßen Münchens bewegt hatte. Es sollte eine

„Trauerfeier werden, wie sie München und Deutschland noch nie gesehen haben, ein Akt treuer

Huldigung, aber auch Abbitte für das dem König angetane große Unrecht“. 

1967 – Die Bayerische Staatsregierung nutzt Räume der Schack-Galerie

München-Lehel * Der größte Raum der Schack-Galerie, der „Lenbach-Saal“ und nachmalige

„Feuerbach-Saal“, steht nicht mehr als Ausstellungsraum zur Verfügung, da er als

Sitzungszimmer der Bayerischen Staatsregierung genutzt wird.

26. September 1980 – Das Oktoberfest-Attentat

München-Theresienwiese * Freitag, 22:19 Uhr: Am Haupteingang der Wiesn explodiert ein

Sprengsatz. Der Feuerball unterbricht die ausgelassene Volksfeststimmung auf dem

Oktoberfest und tötet 13 Menschen. 211 Personen werden verletzt, davon 68 schwer. „Menschen

wirbeln durch die Luft, Blut spritzt, zerfetzte Gliedmaßen, unglaubliche Schmerzen und

verzweifelte Schreie, die nur die hörten, denen nicht gleich das Trommelfell platzte“. Einer der

Toten ist der Geologiestudent Gundolf Köhler (21). Als die Rettungskräfte am Tatort eintreffen,

finden sie in einem Umkreis von bis zu 23 Metern Verletzte und Tote verstreut auf der Straße

liegen. Die die Detonation begleitende Druckwelle ist gewaltig gewesen.     Noch in der Nacht

stehen für die Bayerische Staatsregierung die Schuldigen fest: Die RAF und linke Terroristen

müssen für das Massaker verantwortlich sein. Ministerpräsident Franz Josef Strauß steht mitten

im Wahlkampf. Er will Helmut Schmidt (SPD) als Bundeskanzler ablösen und hat sich selbst als

starker Law-and-Order-Mann positioniert.    Nun sieht Franz Josef Strauß seine Stunde

gekommen. Er greift Innenminister Gerhard Baum (FDP) an, der für das

Nachrichtenmagazin Spiegel eine Diskussion mit dem RAF-Anwalt und Ex-Terroristen Horst

Mahler geführt hat. Strauß macht Baum für das Attentat mitverantwortlich, weil er den

Terrorismus quasi salonfähig gemacht hat. Strauß fordert, dass sofort Flugblätter produziert

werden, die Baum im Gespräch mit Mahler zeigen. Doch die Attacke gegen Links wird sich bald

als Bumerang erweisen.     Auf den Verdacht hin, dass es sich um einen Terrorakt handelte,

leitet Generalbundesanwalt Kurt Rebmann zusätzlich ein Ermittlungsverfahren
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gegen Unbekannt ein. Die Untersuchung liegt damit federführend beim Bund.     Nach intensiven

Beratungen mit Politikern, dem Polizeipräsidenten und den Veranstaltern entscheidet

Oberbürgermeister Erich Kiesl noch mitten in der Nacht, das Oktoberfest nicht abzubrechen,

sondern nur einen Trauertag zu veranstalten. Man wolle und dürfe sich dem Terror, gleich von

welcher Seite, nicht beugen. Bei dieser nicht unumstrittenen Entscheidung hat man auch das

Beispiel der XX. Olympischen Spiele in München vor Augen, die trotz eines Terroranschlages zu

Ende geführt worden waren.

1982 – Das Ende des Braunkohleabbaus kostet Arbeitsplätze

Wackersdorf * Mit dem Ende des Braunkohleabbaus bei Wackersdorf gehen rund 1.600

Arbeitsplätze verloren. Die Bayerische Staatsregierung, die Gemeinde und die Gewerkschaften

betrachten die geplante Wiederaufarbeitungsanlage zunächst als mögliche wirtschaftliche

Ersatzperspektive für die Region.

22. Mai 1986 – Disziplinarverfahren gegen Hans Schuierer

München - Schwandorf * Die Bayerische Staatsregierung leitet gegen den Schwandorfer Landrat

Hans Schuierer ein Disziplinarverfahren ein. Anlass sind seine Amtsführung und öffentliche

Äußerungen im Konflikt um die WAA. Das Verfahren bleibt fast drei Jahre anhängig und wird erst

am 17. April 1989 ohne Folgen für Schuierer eingestellt.

22. Februar 1988 – Sicherheitsbericht wird öffentlich ausgelegt

Wackersdorf * Der Sicherheitsbericht für die beantragte zweite atomrechtliche

Teilerrichtungsgenehmigung wird öffentlich ausgelegt. Bürger, Gemeinden und Verbände können

die Unterlagen einsehen und bis zum 22. April 1988 Einwendungen gegen das Vorhaben

erheben. Die Auslegung bildet die Grundlage für den späteren Erörterungstermin in Neunburg

vorm Wald. Trotz der möglichen grenzüberschreitenden Auswirkungen lehnt die bayerische

Staatsregierung eine amtliche Auslegung der Unterlagen in Österreich ab. Dies verstärkt dort den

politischen Widerstand gegen die WAA. 

8. Dezember 2015 – Ein neuer Konzertsaal im Werksviertel
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München-Berg am Laim * Die Standort-Entscheidung für einen neuen Konzertsaal ist zugunsten

des Werksviertels gefallen. Die Bayerische Staatsregierung beendet damit eine fünfzehn Jahre

andauernde Diskussion. Eröffnet werden kann der Konzertsaal voraussichtlich im Jahr 2021 -

wenn alles reibungslos läuft! Die Baukosten sollen zwischen 200 und 300 Millionen Euro liegen.   

  Die Erbpacht für das gut 8.000 Quadratmeter große Areal, auf dem 15.000 Quadratmeter

Bruttogeschossfläche entstehen werden, soll jährlich bei 600.000 Euro betragen. Über 50 Jahre

gerechnet, bedeutet das 30 Millionen Euro für den Besitzer des Geländes, den Pfanni-Erben

Werner Eckart. Der Bauherr wird der Freistaat Bayern sein. Bezahlt wird das Projekt

hauptsächlich vom Steuerzahler.      Die Alternativstandorte Paketposthalle und

Finanzgarten sind damit ausgeschieden. Bei dem einen Objekt wären die Kosten zu hoch

geworden, beim anderen befürchtet man eine Klagewelle. Damit hätte sich der

Fertigstellungstermin jeweils weit nach hinten geschoben und das Projekt unkalkulierbar

gemacht.  

25. April 2017 – Hat die Bayerische Staatsregierung Frieden mit Kurt Eisner geschlossen?

München * Scheinbar hat nun auch die Bayerische Staatsregierung ihren Frieden mit Kurt Eisner

gemacht. In einem Schreiben des Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und

Kunst heißt es:   „Die Rolle Kurt Eisners bei     der Beendigung des Ersten Weltkrieges,   beim

Ende der Monarchie und   der Einführung einer demokratischen Verfasstheit in Bayern,   beim

Bemühen, den künftigen deutschen republikanischen Bundesstaat föderal auszugestalten und  

bei der Bereitschaft, auch die (Mit)Verantwortlichkeit des Deutschen Reiches beim Ausbruch des

Ersten Weltkrieges als Grundlage für eine neue Friedens­ordnung in Europa anzuerkennen,    

werden von der Bayerischen Staatsregierung außerordentlich positiv bewertet.   Hinzu kommt die

Tatsache,     dass Eisner als Intellektueller (vor allem orientiert an Immanuel Kant),   mit seinem

jüdischen (familiären) Hintergrund und   als Pazifist (zumal als Zeitgenosse der Blutbäder des

Ersten Weltkrieges) wie   durch seine Ermordung als amtierender Bayerischer Ministerpräsident

am 21. Februar 1919   zu einer Symbolgestalt für aufgeklärt-demokratische Kräfte gegenüber den

chauvinistisch-antisemitischen wurde, in deren späterer Konsequenz auch die Barbarei des

NS-Regimes in Bayern und Deutschland steht“.    Das Ministerium stellt darin in Aussicht, Kurt

Eisner bei den zentralen bayerischen Jubiläumsfeierlichkeiten des Jahres 2018 („100 Jahre

Freistaat Bayern“) entsprechend zu würdigen.  Vielleicht bekommt er dann auch ein Bild in der

Bayerischen Staatskanzlei. 

24. April 2018 – Kruzifixe in allen Dienstgebäuden
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München - Freistaat Bayern * Die bayerische Staatsregierung beschließt, dass im

Eingangsbereich von Dienstgebäuden künftig Kreuze - als Symbol „unserer bayerischen Identität

und Lebensart“ aufgehängt werden sollen. 

16. April 2024 – Bayern erschwert den Cannabis-Konsum

München - Bayern * Nach der Teil-Legalisierung von Cannabis durch den Bund beschließt die

Bayerische Staatsregierung, den Konsum im Freistaat zu verbieten        auf Volksfesten,    in

Biergärten und    auf Außengeländen von Gaststätten und Schani-Gärten      Zudem wird ein

Konsumverbot festgelegt        im Englischen Garten,    im Hofgarten,    im Finanzgarten in

München sowie    dem Hofgarten in Bayreuth      Bei weiteren staatlichen Gartenanlagen soll ein

Verbot über das Hausrecht verhängt werden.    Saufen ja - kiffen nein !
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